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Die Bundesregierung, der 
Bundesrat oder eine Gruppe 
von Abgeordneten aus �„der 
Mitte des Bundestages�“ 
haben die Möglichkeit, eine 
Gesetzesinitiative zu starten. 
Bei diesen drei Verfassungs-
organen liegt das Initiativ-
recht, um Gesetzentwürfe 
beim Bundestag einzubrin-
gen. Im Falle des Bundes-
tages steht dieses Recht nicht 
dem Parlament als Ganzes zu, 
sondern den Bundestagsmit-
gliedern. Die Geschäftsord-
nung des Bundestages legt 
fest, dass eine Fraktion oder 
mindestens fünf Prozent der 
Abgeordneten (entspricht der 
Mindeststärke einer Fraktion) 
einen Gesetzentwurf einbrin-
gen können.

Initiativen der Bundesregie-
rung gehen zunächst an den 
Bundesrat, der binnen sechs 
Wochen dazu Stellung 
nimmt. Dann leitet die Regie-
rung die Vorlage mit dieser 
Stellungnahme und ihrer Ge-
genäußerung dem Präsi-
denten des Bundestages zu. 
Besonders eilige Entwürfe 
kann die Regierung dem Bun-
destag bereits nach drei Wo-
chen zuleiten, die Stellung-
nahme des Bundesrats wird 
nachgereicht. Bundesratsini-
tiativen werden zunächst der 
Regierung zugestellt, die sie 
mit einer Stellungnahme ver-
sehen und innerhalb von 
drei Monaten an den Bundes-
tag weiterleiten muss.

Im Bundestag gibt es zu 
einem Gesetzentwurf drei
Lesungen im Plenum. Bei
Gesetzen zur Zustimmung 
zu internationalen Verträgen 
sind es zwei. In der ersten 
Beratung kommt es bei Be-
darf zur allgemeinen Aus-
sprache über die Notwendig-
keit und die Zielsetzung 
einer Vorlage. Zuvor ist der 
Entwurf an alle Abgeordne-
ten verteilt worden, so dass 
sie sich bereits im Vorfeld 
mit ihm befassen konnten. 
Eine Debatte, in der die Frak-
tionen ihre Standpunkte dar-
stellen, wird in der ersten
Beratung vor allem bei wich- 
tigen oder kontroversen
Vorlagen angesetzt.

Nach der ersten Beratung 
wird der Gesetzentwurf zur 
genaueren Prüfung und Bear-
beitung an den zuständigen 
Ausschuss weitergeleitet.
In den derzeit 22 ständigen 
Ausschüssen des Bundes-
tages werden Gesetzentwürfe 
im Detail beraten. Mitglieder 
der Ausschüsse sind die 
Fachpolitiker der Fraktionen. 
Jeder Ausschuss befasst sich 
mit Entwürfen, die sein Ge-
biet betreffen. Experten kön-
nen zu meist öffentlichen
Anhörungen, den �„Hearings�“,
eingeladen werden.
Am Ende steht ein schriftli-
cher Bericht mit einer Be-
schlussempfehlung, der dem 
Plenum zur zweiten Bera-
tung vorgelegt wird. 

In der zweiten Beratung kommt
es zur Aussprache über den 
Entwurf, den Bericht des Aus-
schusses und dessen Ände-
rungsvorschläge. Dann wird 
abgestimmt. Jeder Abgeordnete 
kann Änderungsanträge stellen. 
Darauf folgt unmittelbar die 
dritte Beratung. Sie endet mit 
der Schlussabstimmung. Ab-
stimmungen finden durch Hand-
zeichen bzw. durch Aufstehen 
(3. Lesung) oder als namentliche 
Abstimmung statt. Sofern im 
Grundgesetz nicht anders gere-
gelt, muss für den Gesetzesbe-
schluss die einfache Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder 
gewährleistet sein. Bei Verfas-
sungsänderungen ist eine Zwei-
drittelmehrheit der gesetzlichen 
Mitgliederzahl notwendig. 

Der Bundestagspräsident lei-
tet den Gesetzesbeschluss an 
den Bundesrat weiter. Dort 
wird er einem oder mehre-
ren Bundesratsausschüssen
zur Beratung zugewiesen, 
über deren Beschlussempfeh-
lung dann das Plenum des 
Bundesrats abstimmt.
Je nach Art des Gesetzes hat 
die Position der Bundeslän-
der unterschiedliches Ge-
wicht. Bei Zustimmungsge-
setzen ist nach dem Grund- 
gesetz die Zustimmung des 
Bundesrats nötig. Alle ande-
ren Gesetze zählen zu den 
Einspruchsgesetzen. Legt der 
Bundesrat gegen eine solche 
Vorlage Einspruch ein, kann 
er vom Bundestag über-
stimmt werden.

Findet ein Gesetzentwurf im 
Bundesrat keine Mehrheit, 
kann der Vermittlungsaus-
schuss angerufen werden. 
Stößt ein Einspruchsgesetz 
auf Ablehnung, so muss der 
Bundesrat den Vermittlungs-
ausschuss binnen drei
Wochen nach Eingang des
Beschlusses anrufen �– sonst 
ist das Gesetz zustande ge-
kommen. Verweigert der Bun-
desrat bei einem Zustim-
mungsgesetz die Zustimmung,
so können Bundesrat, Bundes-
regierung und Bundestag den 
Vermittlungsausschuss anru-
fen. In dem gemeinsamen Gre-
mium sitzen je 16 Mitglieder 
des Bundesrats und des Bun-
destages. Seine Aufgabe ist es, 
einen Konsens zu finden.

Schlägt der Vermittlungsaus-
schuss Änderungen vor, geht 
der Gesetzentwurf zurück an 
den Bundestag. Dieser stimmt
ohne Debatte über den Ver-
mittlungsvorschlag ab. Wird 
die abgeänderte Vorlage 
auch im Bundesrat verab-
schiedet, ist das Gesetz ange-
nommen. Wird vom Vermit- 
tlungsausschuss der ur-
sprüngliche Entwurf bestä-
tigt oder kommt es zu keiner 
Einigung, muss sich wieder 
der Bundesrat damit befas-
sen. Verweigert dieser bei 
einem Zustimmungsgesetz 
die Zustimmung ist das Ge-
setz gescheitert. Bei einem 
Einspruchsgesetz kann er 
Einspruch einlegen.

Einspruch kann der Bundes-
rat nur binnen zwei Wochen
einlegen. Die Frist beginnt 
mit dem Eingang des neuen 
Beschlusses des Bundestages. 
Legt der Bundesrat bei 
einem Einspruchsgesetz sei-
nen Einspruch ein, kann das 
der Bundestag in einer wei-
teren Abstimmung überstim-
men. Wenn der Bundesrat 
mit einfacher Mehrheit Ein-
spruch erhoben hat, kann 
die Mehrheit der Abgeordne-
ten des Bundestages diesen 
Einspruch abweisen. Hat der 
Bundesrat mit Zweidrittel-
mehrheit Einspruch erhoben, 
ist ein ebenso großer Stimm-
anteil auch im Bundestag nö-
tig, um das Gesetz schließ-
lich durchzusetzen. 

Ein Gesetz scheitert dann, 
wenn eine Vorlage durch 
den Bundestag abgelehnt 
wird, wenn der Bundestag
einen Einspruch des Bundes-
rats nicht mit erforderlicher 
Mehrheit überstimmt, zum 
Beispiel bei einem (Ein-
spruchsgesetz) oder wenn 
der Bundesrat bei einem
Zustimmungsgesetz seine
Zustimmung verweigert.
Ist ein Gesetzentwurf ange-
nommen worden, gelangt 
das Gesetz in das sogenan-
nte Abschlussverfahren mit 
Gegenzeichnung der Bundes-
regierung, der Ausfertigung 
durch den Bundespräsi-
denten und der anschlie-
ßenden Verkündung im
Bundesgesetzblatt. 

Nach der Verabschiedung 
eines Gesetzes durch Bundes-
tag und Bundesrat wird es 
dem zuständigen Bundes-
ministerium zugeleitet.
Berührt der Inhalt des Ge-
setzes den Geschäftsbereich 
mehrerer Bundesminister,
so zeichnen diese in der
Regel auch die Ausfertigung.
Danach wird das Gesetz mit 
dem großen Bundessiegel 
versehen und der Bundes-
kanzlerin zur Gegenzeich-
nung vorgelegt. Anschlie-
ßend erhält der Bundes- 
präsident das Gesetz zur
Unterzeichnung und
Ausfertigung.

Nach der Gegenzeichnung 
wird das Gesetz dem Bundes-
präsidenten vorgelegt. Er hat 
das Recht zu prüfen, ob das 
Gesetz verfassungskonform 
ist und ob es verfassungskon-
form zustande gekommen ist, 
also dass es keine Bestim-
mung des Grundgesetzes ver-
letzt. Wenn keine Bedenken 
bestehen, unterzeichnet der 
Bundespräsident das Gesetz. 
Damit ist es ausgefertigt. Ab-
schließend wird das ausgefer-
tigte Gesetz im Bundesgesetz-
blatt verkündet. Damit kann 
es an dem im Gesetz festge-
legten Stichtag in Kraft tre-
ten. Ist kein Datum genannt, 
wird es am 14. Tag nach der 
Ausgabe des Bundesgesetz-
blatts rechtswirksam. 
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Verfassungsorgane sind ober-
ste Staatsorgane, deren Rech-
te und Pflichten im Grundge-
setz (GG) festgelegt sind. Ihre 
Funktionen sind aufeinander 
abgestimmt. Sie können vor 
dem Bundesverfassungsge-
richt (BVerfG) klagen und 
verklagt werden. Kommt es 
zu einer sog. Organstreitig-
keit zwischen zwei Verfas-
sungsorganen, entscheidet ge-
mäß das BVerfG über die 
Auslegung der Verfassung 
oder den Umfang von Rech-
ten und Pflichten der Verfas-
sungsorgane. Die Existenz 
verschiedener Verfassungsor-
gane und die Abgrenzung ih-
rer Kompetenzen ist ein Er-
gebnis der Gewaltenteilung.
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Gewinnt eine Partei in 
einem Land mehr Direkt-
mandate als ihr nach gewon-
nenen Zweitstimmen zuste-
hen, erhält sie dementspre- 
chend Überhangmandate.

Bei der Wahl zum Deutschen 
Bundestag (BT) hat jeder 
Wahlberechtigte zwei Stim-
men. Mit der Erststimme
entsendet er einen Vertreter 
seines Wahlkreises. Mit der 
Zweitstimme wählt er eine 
Partei und entscheidet damit, 
in welchem Verhältnis die 
Parteien im BT vertreten sind. 
Eine Partei muss mindestens 
drei Wahlkreise für sich ent-
scheiden (Erststimme) oder 
mindestens fünf Prozent der 
Zweitstimmen erringen, um 
mit dem zweitstimmenanteil 
berücksichtigt zu werden.
Die mindestens 598 Sitze wer-
den nach dem Verhältnis der 
errungenen Zweitstimmen 
verteilt.

Mit der Erststimme wird ein 
Vertreter des Wahlkreises und 
mit der Zweitstimme die Liste 
einer Partei gewählt. Dieses Er-
gebnis bestimmt die Zahl der 
Sitze der Partei im Bundestag.

Erhält ein Direktkandidat
innerhalb seines Wahlkreises 
die relative Mehrheit der 
Wählerstimmen, so bekommt 
er im Bundestag ein Direkt-
mandat.

Die verbleibenden Sitze wer-
den mit Kandidaten der Lan-
deslisten besetzt. Diese hat 
der Wähler durch seine Ent-
scheidung für eine Partei mit 
seiner Zweitstimme gewählt. 

Bei der Gesetzgebung und 
Verwaltung des Bundes und 
bei Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union wirken 
die Länder durch den Bun-
desrat (BR) mit. Er besteht 
aus Mitgliedern der Landes-
regierungen. So können die 
Interessen der Bundesländer 
bei der politischen Willens-
bildung des Gesamtstaates 
berücksichtigt werden.
Die Stimmen eines Bundes-
landes können nur einheit-
lich und nur durch anwe-
sende Mitglieder oder deren 
Vertreter bei Abstimmungen 
im BR abgegeben werden. 
Die Anzahl der Stimmen 
richtet sich nach der Einwoh-
nerzahl der Bundesländer.
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Der Wähler beteiligt sich mit der Abgabe seiner Stimme(n) unmittelbar am politischen 
Geschehen. Wenn er seine Grundrechte durch ein Handeln des Staates verletzt sieht, steht 
ihm der Gang vor das BVerfG offen. 
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